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Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe die Tagesordnungspunkte 1 a und 1 b ge-

meinsam auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

für ein Bayerisches Integrationsgesetz (Drs. 17/11362)

- Erste Lesung -

und

Gesetzentwurf der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine

Kamm u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

für ein Bayerisches Integrations- und Partizipationsgesetz (Drs. 17/11501)

- Erste Lesung -

Den Gesetzentwurf der Staatsregierung begründet Frau Staatsministerin Müller. Ich

darf sie hierzu ans Rednerpult bitten. Bitte schön, Frau Staatsministerin.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Vielen Dank, Frau Präsidentin. –

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Im letzten Jahr kamen in Deutschland rund

1,1 Millionen Menschen an. Viele von ihnen sind bei uns in Bayern verblieben. Wir

haben derzeit in etwa 155.000 Menschen in festen Unterkünften untergebracht. Dass

dies gelungen ist, bedurfte eines gewaltigen Kraftakts von uns allen.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben das gemeinsam mit den Kommunen und mit vielen Ehrenamtlichen ge-

schultert, und alle waren intensivst beteiligt. Die weitaus größere Herausforderung ist

die Integration derjenigen, die bei uns bleiben werden. Wir wollen, dass Migrantinnen

und Migranten in Bayern mit uns leben, nicht neben uns und nicht gegen uns.

Mit dem Entwurf für ein Bayerisches Integrationsgesetz bekennt sich Bayern zu einer

doppelten Verantwortung: Wir stehen für den Schutz und die Achtung der einheimi-

schen Bevölkerung. Zugleich setzen wir uns aber auch für die menschliche Aufnahme

von Flüchtlingen ein. Integration ist – das ist uns sehr bewusst – eine gesamtgesell-
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schaftliche Aufgabe, die alle Ebenen, Bund, Land und Kommunen, gleichermaßen be-

rührt.

Der Gesetzentwurf basiert auf dem in Bayern bewährten Grundsatz des Förderns und

Forderns. Dass Integration in Bayern genau nach diesem Grundsatz funktioniert, zei-

gen unsere großen Städte. Wir haben keine Parallelgesellschaften, wir haben keine

Ghettos. Mit dem Integrationsgesetz wird gesetzlich festgeschrieben: Wer nach

Deutschland kommt, muss sich hier bei uns auch integrieren.

(Beifall bei der CSU)

Grundsätzlich gilt: In Deutschland darf jeder leben, wie er möchte. Aber die individuel-

le Freiheit hat Grenzen; denn selbstverständlich haben wir verbindliche Regeln, auch

durch das Grundgesetz und die Bayerische Verfassung, Regeln, nach denen wir han-

deln, egal, woran wir glauben, und egal, woher wir kommen. Deshalb fordern wir von

Migrantinnen und Migranten Integrationsbereitschaft und Achtung unserer Werteord-

nung und unserer Leitkultur ein. Zum Kern der Leitkultur gehören die Religionsfreiheit,

die Gleichstellung von Mann und Frau und der respektvolle gegenseitige Umgang von

Frauen und Männern.

Wenn jemand aus einem anderen Kulturkreis kommt und mit unserer Kultur nicht ver-

traut ist, sind Information und Aufklärung notwendig. Das ist keine Diskriminierung und

Ausgrenzung, sondern geradezu die Voraussetzung für Integration, liebe Kolleginnen

und Kollegen von der SPD. Das Bayerische Integrationsgesetz schafft die Grundlage

für Förderungen in vielen Lebensbereichen wie zum Beispiel Sprache und Bildung. Es

bietet damit ein ausgewogenes Gesamtpaket.

Im Rahmen der sechswöchigen Verbändeanhörung haben wir 225 Verbände und die

110 Mitglieder des Bayerischen Integrationsrates zur Stellungnahme aufgefordert. Ins-

gesamt gingen 68 Stellungnahmen ein, und die überwiegende Mehrzahl der Verbände

hat ein Bayerisches Integrationsgesetz begrüßt.
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(Margarete Bause (GRÜNE): Aber nicht dieses!)

Auch der Grundsatz des Förderns und Forderns wurde für gut befunden. Der Grund-

satz des Förderns und Forderns hat sich bewährt, und auch der Bund hat diesen

Grundsatz für das Bundesintegrationsgesetz fixiert. Das wird auch von der SPD auf

Bundesebene unterstützt und für richtig befunden. Insofern kann ich, liebe Kolleginnen

und Kollegen von der SPD, nicht nachvollziehen, inwieweit das Bayerische Integrati-

onsgesetz den Zielen des Bundesintegrationsgesetzes widersprechen soll.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das werde ich Ihnen erklären, Frau Ministerin!)

Damit Integration gelingen kann, werden Wegweisung und Hilfestellung dringend not-

wendig sein. Der Gesetzentwurf bietet hierfür die richtige Grundlage. Im Interesse der

Zuwanderer sowie der einheimischen Bevölkerung bitte ich um Unterstützung.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Die Begründung

und Aussprache zum Gesetzentwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werden

mit der Aussprache zum Gesetzentwurf der Staatsregierung verbunden. Frau Kollegin

Bause, ich darf nun Ihnen das Wort erteilen. Ihnen stehen 15 Minuten Redezeit zur

Verfügung. Bitte sehr.

Margarete Bause (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das

Thema Zuwanderung und Integration ist keines, das uns erst seit wenigen Monaten

beschäftigt. Es beschäftigt uns seit vielen Jahren. Wir GRÜNE haben zum Beispiel

zum ersten Mal im Jahr 2001, also vor 15 Jahren, einen Gesetzentwurf zur Integration

zur Diskussion gestellt.

In all den Jahren gab es viele Debatten, vor allen Dingen auch viele Informationsrei-

sen in klassische Einwanderungsländer, damit wir lernen, wie Integration gelingt, was

andere Länder besser machen, was wir von ihnen lernen können. Ich erinnere mich

noch sehr gut an eine Delegationsreise im Jahr 2008 nach Québec. Mitglieder dieser
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Delegation waren Alois Glück – er war damals noch der Präsident des Bayerischen

Landtages –, Georg Schmid – er war damals Ihr Fraktionsvorsitzender –, Peter Paul

Gantzer, Linus Förster und meine Person. Bei dieser Reise waren wir unter anderem

in einem Integrationszentrum in Québec, einem Integrationszentrum, wie wir es in un-

serem Gesetzentwurf heute auch für die Kommunen in Bayern vorschlagen. Dort wur-

den wir von einer Dame mit einem herzlichen "Grüß Gott!" begrüßt. Sie hat uns in

einer Powerpoint-Präsentation gezeigt, was Québec alles für gelingende Integration

tut. Dies hat sie uns in einem wunderbaren Deutsch erklärt. Am Ende dieses Vortrags

hat Alois Glück gesagt, dies sei sehr beeindruckend gewesen, aber am meisten habe

ihn beeindruckt, wie gut sie Deutsch spreche. Er fragte: "Wo haben Sie denn so gut

Deutsch gelernt?". Daraufhin hat die Leiterin dieses Zentrums gesagt, sie sei eigent-

lich Bürgerkriegsflüchtling aus dem Kosovo, sei in den Neunzigerjahren aus dem Ko-

sovo nach Bayern geflohen, sei in München gewesen, habe dort fünf Jahre lang als

Altenpflegerin gearbeitet, und in dieser Zeit habe sie natürlich Deutsch sprechen ge-

lernt. Alois Glück fragte: "Aber, liebe Frau, wieso sind Sie denn dann ausgewandert?

Solche Frauen wie Sie brauchen wir doch in Bayern!" Die Dame antwortete: "Das wol-

len Sie nicht wissen." Alois Glück entgegnete: "Natürlich will ich das wissen. Das inte-

ressiert uns." Daraufhin hat sie gesagt: "Weil Sie mich ausgewiesen haben."

Sie von der CSU scheinen aus Ihren Fehlern der Vergangenheit nichts gelernt zu

haben. Zuwanderung und Integration sind für Sie bis heute ein Angstthema. Wie muss

es eigentlich um Ihre eigene Identität bestellt sein, wenn Sie Verschiedenheit nur als

Bedrohung wahrnehmen können?

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Integration ist eine Zukunftsaufgabe für unsere Gesellschaft und keine Strafaufgabe,

wie Sie sie definieren. Integration ist eine große Zukunftschance, und ein Integrations-

gesetz muss Lust machen aufs Mitmachen, Lust darauf, Teil dieser Gesellschaft sein

zu können. Ein Integrationsgesetz darf nicht Misstrauen, Unterordnung und Ausgren-

zung festschreiben, so wie Ihr Gesetzentwurf das tut.
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(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Mit Ihrem Gesetzentwurf führen Sie nicht zusammen; Sie spalten unsere Gesellschaft.

Was Sie hier anbieten, ist kein Integrationsgesetz fürs 21. Jahrhundert; es ist ein reak-

tionäres Mottenkistengesetz.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Im Kern geht es bei der Integration um die Frage, wie wir in Zukunft leben wollen – in

einer Gesellschaft, in der wir uns achten und uns gegenseitig helfen, in einer Gesell-

schaft, in der wir in dem anderen Menschen zuerst den Mitmenschen sehen und nicht

den vermeintlich Andersartigen, in einer Gesellschaft, in der wir Menschen nach ihrem

Verhalten und nicht nach ihrer Herkunft beurteilen, oder in einer Gesellschaft, in der

wir fremden Menschen zunächst mit Misstrauen begegnen, uns von ihnen bedroht

fühlen, sie als Menschen zweiter Klasse sehen und ihnen sogar die gleiche Würde wie

uns selbst absprechen. Ich finde, die Antwort fällt nicht schwer, die Antwort ist eindeu-

tig: Es geht darum, die besten Zukunftschancen für die Menschen, für die Wirtschaft,

für Bayern herzustellen und zu gestalten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es geht um Integration, bei der wir alle gewinnen. Diese werden wir nur bekommen,

indem wir die Menschen zusammenführen, und nicht, indem wir die Menschen mit

Angst und Vorurteilen gegeneinander aufbringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Einwanderung gehört zur Geschichte unseres

Landes. Sie hat unsere Gesellschaft geprägt. So kamen zum Beispiel die Vertriebenen

nach dem Zweiten Weltkrieg. Die sogenannten Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter

kamen Anfang der Siebzigerjahre aus Italien und der Türkei. Die Aussiedler in den

Neunzigerjahren kamen vorwiegend aus Russland und Kasachstan; Bürgerkriegsf-

lüchtlinge kamen aus dem zerfallenden Jugoslawien, und es kamen Menschen aus

anderen EU-Staaten. Viele von ihnen sind geblieben, und sie haben unser Land rei-
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cher gemacht, weil sie ihre eigene Geschichte, ihre Kultur, ihre Identität mitgebracht

und weil sie sich in unsere Gesellschaft eingebracht haben, weil sie neue Ideen und

andere Perspektiven haben und eingebracht haben. Reicher aber auch, weil der Wohl-

stand, den wir heute in Bayern haben, ohne die Eingewanderten gar nicht denkbar

wäre.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

So alt wie die Geschichte der Einwanderung ist aber auch das Geraune über drohen-

de Überfremdung. Bei diesem Geraune spielen Sie von der CSU regelmäßig die

Hauptrolle. Dieses Geraune hat sich als haltlos erwiesen. Im Großen und Ganzen sind

die Eingewanderten in unserem Land gut integriert. Dass das so ist, liegt vor allem an

den Eingewanderten selbst, und es liegt an den Menschen, die den Eingewanderten

die Türen und die Herzen geöffnet haben. Integration hat bislang einigermaßen gut

funktioniert – trotz und nicht wegen der Politik der CSU.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Es gibt aber auch Defizite, was die Schulabschlüsse angeht, was die Karrieremöglich-

keiten im Beruf angeht, was andere Aufstiegsmöglichkeiten angeht, was die Vertre-

tung in den Spitzenpositionen angeht. In allen diesen Bereichen sind Menschen mit

Migrationsgeschichte in unserem Land deutlich unterrepräsentiert. Das ist aber ein so-

ziales Problem und kein kulturelles Problem, als das Sie es darstellen wollen. Statt Mi-

granten zu fördern und ihnen Chancen zu geben, haben Sie ihnen immer wieder Stei-

ne in den Weg gelegt. Das zu ändern, ist eine politische Aufgabe, und hierbei haben

wir deutlichen Nachholbedarf. Es ist eine Frage der Gerechtigkeit, aber auch der wirt-

schaftlichen Vernunft, wenn wir uns zum Beispiel den allseits beklagten Fachkräfte-

mangel anschauen.

Diese Lehren sollten Sie, sollten wir beherzigen, wenn es nun um die Integration der

Menschen geht, die in erster Linie aus dem Nahen und Mittleren Osten zu uns kom-

men. Was können wir tun, damit Integration gelingt? – Wir wissen es aus vielen ande-
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ren Ländern und von guten Beispielen: Es ist nicht so schwer. Erstens geht es um Bil-

dung und Förderung von Anfang an und ausnahmslos für alle.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen zweitens klare und für alle verbindliche Regeln, auf die man sich verlas-

sen kann, keine ungefähren Begriffe, keine dauernden Änderungen von gesetzlichen

Vorgaben, sondern klare und verlässliche Strukturen für alle. Wir brauchen überschau-

bare Strukturen, damit man überhaupt weiß, wohin man sich wenden kann, wenn man

eine Frage hat, und nicht 20 Ämter abklappern muss, um zu einer Klärung zu kom-

men. Wir brauchen Ansprechpersonen, die Orientierung geben und helfen; wir brau-

chen das Engagement von Ehrenamtlichen, das vom Staat gefördert und unterstützt

werden muss. Das Allerwichtigste ist der Respekt für die Würde des Gegenübers –

das zeigen uns die Beispiele von Menschen, die sich hier eine neue Heimat und ein

neues Leben erfolgreich aufgebaut haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

All das steht in unserem Entwurf für ein Integrations- und Partizipationsgesetz. Darin

geben wir klare Integrationsziele vor und verankern das Recht auf schulische Bildung

für alle Kinder, unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus. Bildung ist ein Kinderrecht,

und daran darf nicht gerüttelt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Land ist vielfältig. Wir haben verschiedenste

Traditionen, wir haben unterschiedliche Bräuche; wir leben und wir lieben so, wie wir

es für richtig halten: in einer klassischen Ehe mit Kindern, ohne Kinder, alleinerzie-

hend, gleichgeschlechtlich oder heterosexuell. Wir sind christlich, muslimisch, jüdisch

oder haben überhaupt keine Religion. Menschen sind unterschiedlich, aber was uns

eint, sind die Werte, die in unserer Verfassung festgeschrieben sind: das gleiche

Recht auf Würde und persönliche Freiheit, Gleichberechtigung, Rechtsstaatlichkeit,
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gegenseitiger Respekt, die Ermöglichung von Vielfalt, das Füreinander, das Miteinan-

der – das ist der Wertekern unserer Gesellschaft.

Tradition und Religion sind für viele Menschen Teile ihrer persönlichen Identität und

haben deshalb auch einen wichtigen Platz in ihrem Leben. Wer aber glaubt, dass eine

bestimmte Tradition oder Religion einer anderen überlegen ist, wer glaubt, den Men-

schen vorschreiben zu können, wie sie ihr Leben führen sollen, höhlt genau diesen

Wertekern aus,

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER))

so wie Sie von der CSU es mit Ihrem Leitkult unter Anleitung der Hohepriester Kreuzer

und Seehofer machen: Sie tanzen um diesen Leitkult herum wie um ein Goldenes

Kalb – das ging schon einmal fürchterlich schief. Ihr Leitkult ist auch der wesentliche

Grund, warum Ihr Gesetz ein Spaltungsgesetz und kein Integrationsgesetz ist. Sie

können selbst nicht einmal sagen, was Leitkult sein soll, aber alle sollen sich ihm un-

terordnen: die Zugewanderten, die Urbayern, die Kindergärten und Schulen, die Medi-

en und die Justiz. Sie wollen Bevormundung statt Selbstbestimmung, und das ist nicht

das, was unsere Verfassung vorsieht. Sie höhlen damit unseren demokratischen Wer-

tekern aus.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD und der FREIEN WÄH-

LER)

Das ist nicht demokratisch, das ist autoritär. Ihr Leitkult schafft eine Aufteilung in Men-

schen erster und zweiter Klasse. Sie befinden sich mit Ihrem Gesetzentwurf auf einem

demokratischen Irrweg. Deshalb fordern wir Sie auf: Ziehen Sie ihn zurück, überant-

worten Sie ihn dem Papierkorb! Setzen wir uns zusammen; lassen Sie uns ein Integra-

tionsgesetz für das 21. Jahrhundert schaffen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD und der FREIEN WÄH-

LER)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, vordergründig sieht es so aus, als würde das Integra-

tionsgesetz darüber entscheiden, wie die Eingewanderten in unserer Gesellschaft

leben. Das ist ein Irrtum. Ein Gesetz, das wir hier beschließen, hat Folgen für uns alle,

für jeden von uns und das gesamte Land. Sie wollen für alle verbindlich festlegen, was

"normal" ist, und alle anderen sollen sich daran anpassen oder wenigstens nicht weiter

auffallen. Genau das ist Ihr Leitkult. Sie wollen in Wirklichkeit zurück in die miefigen

und spießigen 50er-Jahre, weil Sie im Kern die gesellschaftliche Emanzipation der

60er- und 70er-Jahre nie wirklich akzeptiert haben.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der SPD und der FREIEN WÄH-

LER)

Man hat das Gefühl, dass es nur so staubt, wenn man Ihren Gesetzentwurf durchblät-

tert, und dass als Nächstes die Sittenpolizei an der Tür klopft. Sie wollen keine aufge-

klärte und vielfältige Gesellschaft, Sie wollen Einheit durch Einfalt. Die moderne, auf-

geklärte und weltoffene Gesellschaft von heute braucht aber etwas anderes. Sie

braucht Einheit in der Vielfalt, und genau das finden Sie in unserem Gesetzentwurf.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Ich eröffne jetzt die Aussprache. Die

Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt nach der Vereinbarung im Ältestenrat 48 Minu-

ten: 16 für die CSU, 12 für die SPD und jeweils 10 für die FREIEN WÄHLER und die

GRÜNEN.

Für die SPD-Fraktion darf ich jetzt Herrn Kollegen Rinderspacher das Wort erteilen.

Bitte schön, Herr Kollege.

Markus Rinderspacher (SPD): Verehrte Frau Präsidentin, Hohes Haus! Der heute zu

diskutierende Gesetzentwurf der CSU ist keineswegs so freundlich und charmant wie

mitunter der Vortrag zur Gesetzeseinbringung von Frau Ministerin Müller.

(Beifall bei der SPD)
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Der CDU-Politiker Heiner Geißler hat vor wenigen Tagen der CSU vorgehalten, dass

sie Stichwortgeber für die Rechtspopulisten sei. Tatsächlich debattieren wir heute über

einen CSU-Gesetzentwurf, der aus der Feder von Frauke Petry, Beatrix von Storch

oder Björn Höcke stammen könnte.

(Beifall bei der SPD – Dr. Florian Herrmann (CSU): So eine Unverschämtheit!)

Herr Seehofer hat erst vor einigen Wochen das Ende der Willkommenskultur feierlich

besiegelt. Das war ein Schlag ins Gesicht vieler Ehrenamtlicher in unserem Land, und

es ist bezeichnend, wenn sich ein sich christlich nennender Politiker über das Ende

von Gastfreundschaft, Barmherzigkeit und Nächstenliebe in unserem Land freut. Die

Spitzen der katholischen und der evangelischen Kirche Bayerns haben sich vom Mi-

nisterpräsidenten deutlich distanziert. Die Entfremdung der Kirchen in Bayern von der

sich christlich nennenden Partei ist unübersehbar. Heute, meine Damen und Herren,

besiegeln die Nationalkonservativen Bayerns das Ende ihres Integrationswillens und

den Einstieg in eine autoritäre Gesetzgebung der Ausgrenzung und der Abgrenzung.

Der Tenor Ihres Gesetzentwurfs lautet: Vorsicht vor Ausländern! – Ihr Gesetzentwurf

schürt Ängste. Sie heizen mit diesem Text das gesellschaftliche Klima auf, anstatt auf

das Miteinander in unserer Gesellschaft zu setzen.

(Beifall bei der SPD)

Tatsächlich ist man beim genaueren Lesen Ihres Gesetzentwurfs überrascht, welche

Bevölkerungsgruppen Sie mit Ihrem Leitdiktat behelligen wollen. Es geht nicht nur um

die Flüchtlinge. Seit 70 Jahren pflegen wir gute partnerschaftliche Kontakte zu unse-

ren amerikanischen Freunden, aber – das müssen Sie sich einmal vorstellen – die

amerikanische Generalkonsulin Jennifer Gavito und ihre Mitarbeiter müssen sich nach

Artikel 17a Ihres Gesetzentwurfs beim Schwimmbadbesuch in Bayern künftig zu-

nächst beim Bademeister anmelden, bevor sie ins Schwimmbad dürfen, oder Ähnli-

ches, wenn sie Zutritt zu anderen öffentlichen Einrichtungen haben möchten. So heißt

es in Artikel 17a Ihres Gesetzentwurfs:
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Die Zulassung nicht freizügigkeitsberechtiger Ausländer kann von einer vorheri-

gen Belehrung und dem ausdrücklichen Anerkenntnis der bestehenden Vorschrif-

ten abhängig gemacht werden.

In Ihrem Gesetzentwurf ermächtigen Sie die Kommunen in Bayern, künftig an den Ein-

gängen zu Schwimmbädern Schilder aufzuhängen "Amerikaner und Türken – Zutritt

erst nach ausdrücklicher Genehmigung!"

Meine Damen und Herren, liebe CSU: Wie müssen sich die 50.000 in Bayern leben-

den Amerikaner dabei fühlen? Was müssen die 700.000 Touristen aus den Vereinigten

Staaten von Amerika denken, wenn sie am Schwimmbadeingang künftig erst eine de-

mokratische Unbedenklichkeitsbescheinigung vorlegen müssen? – Wir sprechen von

Amerikanern in jenem Bayern, das deren Väter und Großväter vom Nationalsozialis-

mus befreit haben. Sie haben uns Demokratie und den Rechtsstaat gebracht, meine

Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin seit 2008 Mitglied des Hohen Hauses und hätte es niemals für möglich gehal-

ten, dass die CSU diskriminierende Sonderregeln für Ausländer schafft. Das ist be-

schämend! Die CSU nimmt eine Aufteilung vor in Menschen erster Güte und Men-

schen zweiter Güte, in Ausländer erster Klasse, Ausländer zweiter Klasse und

Ausländer dritter Klasse. – Ich rufe von hier aus unseren amerikanischen und türki-

schen Freundinnen und Freunden in Bayern zu: Die CSU-Gesetzgebung ist gerade

mit Blick auf Artikel 17a des Gesetzentwurfs eine rechtspopulistische, instinktlose Ent-

gleisung einer Partei, die in dem Wahn, die AfD rechts überholen zu wollen, jede politi-

sche Orientierung verloren hat. Die Amerikaner, die Türken und all die anderen Nicht-

EU-Ausländer sind in unserem Land herzlich willkommen!

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)
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Aber Sie wollen nicht nur Migranten auf die Leitkultur verpflichten. Es gibt ein weiteres

Beispiel für den Geist, den Ihr Gesetzentwurf atmet. Nach den Angriffen des CSU-Par-

teivorsitzenden und seines Generalsekretärs auf einzelne Journalisten, auf das ZDF

und verschiedene andere Medien ist es mehr als eine Randbemerkung, dass Sie von

der CSU in Artikel 10 des Gesetzentwurfs den Rundfunk künftig auf Ihren parteipoliti-

schen Kampfbegriff "Leitkultur" verpflichten wollen. Die Freiheit der Presse und die

Freiheit des Rundfunks benötigen jedoch weder eine Orientierungsvorgabe aus der

Mottenkiste der CSU noch vertragen sie diese. Die CSU drückt damit ihre Erwartungs-

haltung aus, die Landtagskorrespondenten sollten lieber über Großmutters oberpfälzi-

sche Kochrezepte der Fünfzigerjahre berichten als über das, was in Bayern heute Re-

alität ist. Das darf so nicht sein, meine Damen und Herren.

Einen weiteren Vorhalt muss ich Ihnen machen. Ihr Gesetzentwurf ist unbayerisch, un-

fränkisch, unschwäbisch; denn Bayern war, ist und bleibt ein Vielvölkerstaat, ein bun-

tes Land, das seinen geistigen und kulturellen Reichtum aus der Vielfalt gewinnt, nicht

aus der Einfalt. Bayern – das sind 12,7 Millionen Menschen mit 12,7 Millionen Ge-

schichten. Sie pressen jede Familie, jedes Stadtviertel, jeden Straßenzug, jeden Land-

strich zunächst einmal durch Ihre Einheitsschablone der CSU-Leitkultur. Die Men-

schen im Freistaat – davon bin ich überzeugt – lassen sich aber nicht auf einen

angebrannten Einheitsbrei reduzieren, der viel zu lange im schwarzen Kochtopf gekö-

chelt hat; denn genau danach schmeckt Ihre Leitkultur.

Integration ist eine Kraft der Ermöglichung. Sie soll Chancen schaffen und nicht ver-

hindern. Integration soll Zugehörigkeit und Teilhabe ermöglichen. Es geht um frühkind-

liche Bildung, um all das, was Frau Kollegin Bause heute schon dargestellt hat. Wir

begrüßen den Gesetzentwurf der GRÜNEN.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der CSU, Ihr Gesetzentwurf ist nicht nur der Abschied

an die Willkommenskultur, den Horst Seehofer so stürmisch begrüßt hat. Er ist auch

ein Abgesang auf Einigkeit und Recht und Freiheit. Sie spalten die Gesellschaft, statt

sie zu einen. Sie beschädigen den inneren Frieden und den gesellschaftlichen Zusam-
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menhalt. Sie biegen das Recht in Richtung Ihres parteipolitischen Kampfbegriffs "Leit-

kultur" zulasten der Freiheit und der politischen Vernunft.

(Beifall des Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD))

Auch wir fordern Sie auf: Ziehen Sie diesen Entwurf zurück und arbeiten Sie mit den

anderen Fraktionen im Bayerischen Landtag zusammen, um einen Gesetzentwurf des

21. Jahrhunderts auf den Weg zu bringen!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Anderenfalls werden wir Verfassungsklage gegen das Gesetz erheben.

(Zurufe von der CSU: Oh!)

Es darf in dieser Form nicht Realität werden; ich habe zwei, drei Beispiele genannt,

warum. Wenn die AfD auch in Bayern auf dem Vormarsch ist, wie manche Beobachter

analysieren, dann macht sich die CSU hier und heute zum Vorreiter und Vorboten.

Eine solche Politik provoziert harten Widerstand. Den werden wir leisten.

(Lebhafter Beifall bei der SPD – Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Für die CSU-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Zell-

meier das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Josef Zellmeier (CSU): Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Integration

ist ein wichtiges Thema. Darin sind wir alle uns einig. Integration ist zudem ein schwie-

riges Thema; ich glaube, auch das wissen alle. Dass Integration bisher am besten in

Bayern geglückt ist, dürfte augenscheinlich sein, wenn Sie die Situation bei uns mit

der in anderen Bundesländern vergleichen. Es ist klar, dass es immer noch einiges zu

tun gibt und dass wir noch mehr erreichen wollen. Sonst hätten wir den Gesetzentwurf

nicht schon im Vorfeld intensiv mitgestaltet und würden ihn heute nicht befürworten.

Wir, die CSU-Fraktion, haben uns intensiv mit dem Thema beschäftigt. Wir haben

Ideen eingebracht und – natürlich – unsere Handschrift erkennbar werden lassen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, vor allem von SPD und GRÜ-

NEN, wir wissen, dass die Gesetzentwürfe, die Sie schon eingebracht haben – heute

debattieren wir über einen Entwurf der GRÜNEN –, nur Light-Varianten sind, Varian-

ten, die nicht viel bringen. Auch der heute vorliegende Entwurf der GRÜNEN ist nicht

direkt falsch; man kann ihn aber auch nicht als richtig bezeichnen. Vor allem setzen

Sie keine Maßstäbe, sondern Sie bieten ein Allerlei aus vergangenen Zeiten. Frau

Kollegin Bause hat vorhin auf das Jahr 2001 Bezug genommen. Liebe Frau Kollegin

Bause, Sie sind seitdem nicht klüger geworden. Das haben wir heute wieder festge-

stellt.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ich kann es Ihnen nicht ersparen: Die Zeiten haben sich geändert, aber Ihre Ideen

sind die gleichen geblieben. Sie werden damit auch scheitern, wie schon viele rot-

grüne Regierungen in Deutschland an der Integration gescheitert sind. Wir wollen die-

sen Weg nicht gehen. Deshalb haben wir uns zusammengesetzt und haben in das

Gesetz Maßstäbe aufgenommen, die klare Vorgaben machen, die aber auch Chancen

eröffnen. Fördern und Fordern – beides gehört zusammen. Auch der Bund macht es

jetzt so. Das ist CSU pur. Das kommt von uns!

(Beifall bei der CSU – Markus Rinderspacher (SPD): CSU pur ist das hier! – Volk-

mar Halbleib (SPD): Da muss Herr Zellmeier sogar selbst lachen!)

– Sie sollten den nächsten Satz abwarten. – Aber es geht immer noch besser. Des-

halb setzen wir in Bayern noch eines obendrauf.

(Markus Rinderspacher (SPD): Das kann man so sagen!)

Wir sprechen nicht nur vom "Fördern und Fordern", sondern formulieren auch klar,

was wir im Sinne der Weiterentwicklung des Wertebewusstseins erwarten. Der Appell

an den Verfassungspatriotismus ist nicht falsch – wir teilen den Bezug darauf –, reicht

aber nicht aus. Wer nur daran appelliert, sich an die Verfassung zu halten, der unter-
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schätzt, dass das Lebensgefühl der Menschen ein anderes ist. Die Menschen erwar-

ten, dass unser Land sich entwickelt – evolutionär, nicht revolutionär. Die Menschen in

Bayern und in ganz Deutschland wollen sich nichts überstülpen lassen, sondern sie

wollen ihre Identität bewahren. Es ist natürlich das Recht der Politik, hier im Baye-

rischen Landtag und, so hoffe ich, auch im Deutschen Bundestag, klare Vorgaben zu

setzen, damit die Menschen, die hier leben, wissen: Das ist weiterhin unser Land. Hier

finden wir uns wieder. Wer zu uns kommt, findet offene Türen, wenn er bereit ist, zu

respektieren, wie wir leben wollen. – Aus den Reihen der rot-grünen Opposition hören

wir immer wieder Äußerungen, die uns das Gefühl vermitteln, wir müssten uns inte-

grieren, nicht die Zuwanderer. Das ist die falsche Einstellung.

(Beifall bei der CSU)

Ich habe den Pressespiegel der vergangenen Tage interessiert verfolgt und musste

leider feststellen, dass die Opposition – in diesem Fall nehme ich die FREIEN WÄH-

LER aus und beziehe mich nur auf Rot und Grün – wieder einmal nur versucht, Streit

zu säen. Das bestätigen die Überschriften der Zeitungen. In der gestrigen Ausgabe

der "Augsburger Allgemeinen" war ein Artikel von Uli Bachmeier unter der Überschrift

"Statt Integration steht Streit ins Haus" zu lesen. Dann konnten wir das Übliche lesen:

"SPD kündigt Klage an". – Diese Botschaft konnten wir auch in der "Passauer Neuen

Presse", in der "Fränkischen Landeszeitung" und anderswo lesen.

Meine Damen und Herren, Integration ist zuerst eine politische und gesellschaftliche

Aufgabe. Wenn Sie, bevor ein Gesetz beschlossen ist, ja bevor es überhaupt beraten

worden ist, bereits eine Klage ankündigen, dann frage ich mich: Wollen Sie überhaupt

noch politische Lösungen finden? Wollen Sie überhaupt an einem Gesetz arbeiten?

Oder wollen Sie nur drohen?

(Beifall bei der CSU – Markus Rinderspacher (SPD): Sie haben doch den Dialog

mit uns abgebrochen! Hören Sie doch auf!)

Klagen ersetzen keine Sachpolitik, liebe Kolleginnen und Kollegen der Opposition.
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(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Bravo!)

Selbst vereinzelte Erfolge, die Sie damit erzielt haben – nun ja, was haben die Ihnen

gebracht? – Streithanselei kommt beim Wähler nicht an. Die Bürger wollen, dass leb-

haft debattiert und um die richtige Lösung gerungen wird; das tun wir. Wenn allerdings

etwas entschieden ist, muss man das akzeptieren. – Wenn Sie wollen, dann klagen

Sie! Das Recht werden und wollen wir Ihnen nicht nehmen. Ob Sie damit sowohl

rechtlich als auch in Bezug auf das Votum der Wähler Erfolg haben werden? – Aus

unserer Sicht ist es klar: Rechtlich werden Sie wahrscheinlich keinen Erfolg haben.

Beim Wähler werden Sie ihn mit Sicherheit nicht haben.

(Beifall bei der CSU)

Das zeigt seit Langem Ihre Entwicklung, die als dramatisch zu bezeichnen ist und sich

beschleunigt. Ich muss sagen: Leider Gottes! Denn ich schätze die SPD als ehemali-

ge Volkspartei eigentlich. Sie haben den Turbo nach unten eingeschaltet. Weiter so!

Wir werden uns an dem Weg nach unten nicht beteiligen.

Ich habe vorhin gesagt, die Gesetzentwürfe der anderen Fraktionen, die wir entweder

schon vorliegen hatten oder die uns jetzt vorliegen, sind nicht völlig falsch. Sie enthal-

ten wichtige Elemente, greifen aber viel zu kurz. Sie reden immer nur vom Fördern.

Das Fordern bleibt im Wesentlichen zurück. Ich erinnere an die Zeiten, als wir frühzei-

tig gefordert haben, dass alle Migranten, die zu uns kommen, vernünftig Deutsch ler-

nen müssen. Das wurde von Ihnen damals als "Zwangsgermanisierung" gegeißelt.

(Beifall bei der CSU – Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Genau! – Hans Herold

(CSU): So ist es!)

Jetzt ist das parteiübergreifender Standard. Gott sei Dank haben Sie in diesem Fall

dazugelernt. Herr Kollege Rinderspacher, mittlerweile werden Sie sogar von Ihrer ei-

genen Bundespartei überholt. Sie sollten darüber nachdenken, was Sie falsch ma-

chen, wenn selbst die SPD im Bund Sie überholt. Wir sind uns im Bund mit Ihrem Par-
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teivorsitzenden einig geworden. Ich denke, wir werden zu einer vernünftigen

Umsetzung kommen, werden es aber in Bayern noch besser machen, weil wir in Bay-

ern es immer schon besser gekonnt haben.

(Beifall bei der CSU)

Aus unserer Sicht reicht es nicht aus, sich nur zur freiheitlich-demokratischen Grund-

ordnung zu bekennen. Das ist natürlich die Grundvoraussetzung. Es ist richtig: zur

Gleichberechtigung "Ja", zur Rechtstreue "Ja". Das alles ist wichtig und Teilvorausset-

zung von Integration. Aber darüber hinaus gibt es noch viel mehr. Eine Werte- und Ge-

sellschaftsordnung muss innere Akzeptanz erfahren, nicht nur, indem man sich getreu

dem Buchstaben des Gesetzes verhält. Wir hatten in der Vergangenheit immer wieder

– leider Gottes, muss ich sagen – sehr gut ausgebildete Migranten, die trotz ihrer

guten Ausbildung, trotz ihrer guten Sprachkenntnisse und trotz ihrer formellen Rechts-

treue, die sie in Deutschland gezeigt haben, im Ausland an Anschlägen beteiligt

waren. Es reicht also nicht, im Inland nur rechtstreu zu sein, wenn man insgeheim an-

dere Gedanken hegt.

Wir wollen versuchen – es wird nicht immer gelingen, aber wir wollen es versuchen –,

den Menschen zusätzlich unsere Werte und unsere Gesellschaftsordnung nahezubrin-

gen. Der Begriff "Leitkultur" fasst das zusammen. Sie versuchen, das negativ darzu-

stellen. Leitkultur ist etwas zutiefst Positives. Sie beinhaltet die christlich-abendländi-

sche Prägung unseres Landes. Sie beinhaltet den jüdischen Beitrag zu unserer

Geschichte und Identität und die Lehren aus den dunklen Zeiten unserer Geschichte,

die alle unsere Vorfahren im Dritten Reich erleben mussten. Leitkultur beinhaltet aber

auch Loyalität. Dazu sagen Sie nur "Verfassung" und "Rechtsordnung". Wir sagen, sie

umfasst die Loyalität gegenüber Staat und Volk genauso wie gegenüber der Verfas-

sung.

(Zuruf der Abgeordneten Margarete Bause (GRÜNE))
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Staat und Volk haben Anspruch auf die Loyalität derjenigen, die hier bleiben und sich

integrieren wollen. Wir fordern diesen Anspruch ein. Wer hier ernsthaft leben und gut

mitwirken will, muss loyal gegenüber unserem Staat und unserem Volk sein. Das ist

notwendig, wenn er Teil des Staates und des Volkes werden und sein will.

(Beifall bei der CSU – Thomas Gehring (GRÜNE): Was heißt "Teil des Volkes"?)

Dazu gehört die Solidarität mit Schwächeren und Hilfsbedürftigen.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Sie sind selber Teil des Volkes! Zwei Völker?)

Meine Damen und Herren, gerade in Teilen der arabischen Welt – Sie kennen die Bei-

spiele aus Saudi-Arabien und den reichen Golfstaaten – ist die Solidarität nicht ausge-

prägt. Wir leisten mehr Solidarität als reiche Nachbarstaaten mit gleicher Sprache und

Religion. Auch das muss man vermitteln: Der Beitrag aller zur Gemeinschaft ist wich-

tig. Erst muss man etwas erwirtschaften, bevor man etwas verteilen kann. All das ge-

hört zusammen. Das gewachsene Brauchtum, die Sitten und die Traditionen, sind zu

achten und zu respektieren, aber natürlich nicht zu inhalieren. Nein, das ist nicht not-

wendig.

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage von

einer Abgeordneten?

Josef Zellmeier (CSU): Nein, das gestatte ich nicht. Man kann eine Zwischenbemer-

kung machen.

Präsidentin Barbara Stamm: Danke.

Josef Zellmeier (CSU): Ich will zum Ende kommen. Meine Damen und Herren, der

Mief, der hier verbreitet wird, kommt von Rot-Grün, von den Achtundsechzigern, von

Denkverboten, von geistiger Zensur.

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN – Zuruf des Abgeordneten Thomas Geh-

ring (GRÜNE))
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Ihr Goldenes Kalb heißt "Multikulti". Wir wollen Weltoffenheit und eigene Identität be-

wahren. Das gehört zusammen.

(Claudia Stamm (GRÜNE): Das haben Sie aber gut versteckt!)

Ich war erst vor Kurzem in meinem Stimmkreis auf einem Gründungsfest. Da war ein

dunkelhäutiges Festmädchen im Dirndl dabei und ein dunkelhäutiger junger Bursche

mit bestem Niederbairisch in Lederhosen. Das ist Integration. Aber das ist nicht Vo-

raussetzung, dass jemand bleiben darf, meine Damen und Herren. Das ist schön. Das

ist Vollintegration.

(Unruhe)

Hören Sie doch mal zu. Immer diese Unruhe, meine Damen und Herren.

(Glocke der Präsidentin – Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Wer Lederhosen trägt!

Gute Sache!)

– Hören Sie doch mal zu. – Das ist eine Vollintegration, die uns gefällt.

(Zuruf des Abgeordneten Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD) – Lachen bei der SPD)

Aber das ist natürlich nicht das, was wir von einem erwarten, der bleiben will. Wenn

das gelingt, ist es aber ein tolles Ergebnis. Wir erwarten Respekt vor unserer Lebens-

weise.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das werden wir auch in Zukunft immer wieder deutlich machen.

Meine Damen und Herren, Sie laufen Entwicklungen hinterher. Wir sind der Entwick-

lung voraus. Leitkultur ist kein Kult. Sie ist kultig. Sie werden es erleben.

(Beifall bei der CSU)
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Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Zellmeier, kommen Sie bitte noch mal ans

Rednerpult für eine Zwischenbemerkung der Abgeordneten Claudia Stamm. – Bitte

schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kollege Zellmeier, Sie haben gerade

gesagt, Klagen ersetzen keine Sachpolitik. Da habe ich mich zum einen gefragt, ob

das endlich die Ankündigung ist, dass Sie Ihre Klage gegen den Länderfinanzaus-

gleich zurückziehen.

(Unruhe bei der CSU)

Zum anderen habe ich mich gefragt, ob Sie endlich mit diesem riesengroßen

Schmarrn aufhören, innerhalb der Bundesregierung zu drohen, vor dem Bundesver-

fassungsgericht gegen die Flüchtlingspolitik zu klagen. Das wäre doch eine Erkenntnis

heute! Das würde ich mir wünschen. Klagen ersetzen keine Sachpolitik. Ziehen Sie

die eine Klage zurück und hören Sie auf, mit der anderen zu drohen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Josef Zellmeier (CSU): Frau Kollegin Stamm, erfreulicherweise ist der Länderfinanz-

ausgleich auf einem guten Weg. Deshalb wird eine Klage voraussichtlich nicht zu

Ende geführt werden müssen. Aber ich sage Ihnen eines: Wenn drei oder vier von

sechzehn Ländern zahlen und die anderen in hohem Maße Zahlungen empfangen,

dann werden Sie doch nicht ernsthaft glauben, dass bei einem Verhältnis von zwölf zu

vier oder dreizehn zu drei eine gute Lösung herauskommt.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Da kommt doch etwas raus!)

Das heißt, diese Klage war reine Notwehr, mehr nicht. Es wäre wünschenswert, wenn

auch die GRÜNEN einmal Bayern, das immer hilfsbereit ist, unterstützten, wenn Bay-

ern sagt, jetzt ist Schluss mit den hohen Zahlungen.
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(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten Claudia Stamm (GRÜNE) – Tho-

mas Gehring (GRÜNE): Wir haben ein Konzept!)

Wir zahlen ja weiter. Wir wollen es aber nicht übertreiben.

Meine Damen und Herren, das Weitere ist die Klage gegen die Flüchtlingspolitik. Hier

sind die Zahlen mittlerweile eindeutig nach unten gegangen. Wir werden natürlich die

weitere Entwicklung abwarten. Die Politik des vergangenen Jahres war falsch. Das hat

sich mittlerweile gezeigt. Das wird auch in Ihren Reihen zumindest unter der Hand

immer wieder gesagt und so gesehen. Die Staatsregierung wird erst dann endgültig

entscheiden, wenn wir wissen, dass die Situation dauerhaft unter Kontrolle ist. Die

Bürger müssen wissen, dass Recht und Ordnung sowie innere Sicherheit im Land ge-

währleistet sind, dass wir wissen, wer zu uns kommt, dass wir diejenigen, die kom-

men, vernünftig integrieren und vernünftig unterbringen können. Nur das ergibt Sinn.

Wir haben das zu Beginn der Entwicklung als Einzige richtig vorausgesehen. Das ist

der Unterschied. Wir sehen Dinge voraus, wir bringen die richtigen Lösungsvorschlä-

ge, wir erfahren, dass die Wähler hinter uns stehen. Erst wenn es gar nicht anders

geht, erwägen wir eine Klage. Bei Ihnen verhält es sich gegenteilig. Sie haben keine

Zustimmung in der Bevölkerung. Sie beurteilen falsch und klagen trotzdem. Da liegt

der Fehler.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Ich darf mit den Wortmeldungen fortfahren und für die

Fraktion der FREIEN WÄHLER Herrn Kollegen Dr. Fahn das Wort erteilen. Bitte

schön, Herr Kollege.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) Frau Präsi-

dentin, meine Damen und Herren! Die FREIEN WÄHLER begrüßen grundsätzlich das

Signal, das der Freistaat Bayern mit dem Entwurf des Bayerischen Integrationsgeset-

zes aussendet. Unserer Meinung nach dauerte das viel zu lange. Aber immerhin hat

sich jetzt die Einsicht in die Notwendigkeit durchgesetzt. Mit diesem Integrationsgesetz
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soll der Zusammenhalt in unserem Land gesichert und eine Integration von Flüchtlin-

gen gewährleistet werden. So weit, so gut.

Ich sage heute aber wie schon am 28.04.2016: Integration ist eine gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe. Wir sollten und müssten diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe

eigentlich parteiübergreifend bewältigen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Es gibt eine Broschüre des Ministeriums mit dem Titel "Bayerisches Konzept Zukunft

Integration". Darin steht unter anderem: Soll unsere Gesellschaft auch künftig von

einem friedlichen und gedeihlichen Miteinander sowie einem gleichberechtigten und

diskriminierungsfreien Zusammenleben geprägt sein, muss Integration gelingen. Dazu

brauchen wir … ein nachhaltiges Bemühen … – Wir stimmen diesen Sätzen zu. Das

finden wir gut und richtig. Aber jetzt kommen wir zur aktuellen Realität. Die aktuelle

Realität ist der Gesetzentwurf der Bayerischen Staatsregierung. Hier stolpern wir

schon bei Artikel 1 ein wenig. Hier wird von "Menschen für die Zeit ihres Aufenthaltes"

gesprochen. Diesen Menschen wird lediglich ein Gastrecht zugesprochen. Dann steht

darin, diese Menschen werden zur Achtung der Leitkultur verpflichtet. Die Begriffe

"Zeit ihres Aufenthalts" und "Gastrechts" sind problematisch, weil das heißt, sie alle

müssen Deutschland wieder verlassen.Es gibt aber aktuelle Schätzungen, die besa-

gen, dass mindestens 50 % – der "Münchner Merkur" sprach sogar von 62 % – der

Flüchtlinge in Deutschland bleiben, und zwar entweder, weil sie anerkannt werden

oder weil sie aufgrund einer Duldung hier bleiben dürfen. Deshalb ist Artikel 1 des Ge-

setzentwurfs durchaus problematisch.

Ein Punkt, der uns auch wichtig ist: Integration heißt natürlich, dass sich unterschiedli-

che Menschen und Gruppen zu einer neuen gesellschaftlichen und kulturellen Gruppe

verbinden. Das heißt, auch Traditionen und Werte der Migranten und Flüchtlinge müs-

sen Bestandteil dieses neuen Integrationsgesetzes werden. Das ist uns auch ganz

wichtig. Hier geht es um den gemeinsamen Respekt.
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Zur Leitkultur! Für uns ist das ein höchst problematischer Begriff; das müssen wir ganz

klar sagen. Es gab eine Verbändeanhörung. Frau Ministerin, Sie haben ja gesagt,

dass 68 Verbände geantwortet haben. Wir würden gerne wissen, ob einer dieser

68 Verbände mit dem Begriff "Leitkultur" einverstanden war. Für uns ist das nämlich

die große Frage. Wir haben das auch im Integrationsrat gemerkt: Keiner will diesen

Begriff. Eigentlich haben alle dagegen gesprochen, weil dies ein völlig unklarer Begriff

ist. Herr Zellmeier, Sie haben zwar gesagt, Leitkultur sei etwas "zutiefst Positives".

Diejenigen, die bei der Verbändeanhörung waren, haben das aber nicht so gesehen.

Deshalb müssen wir über diesen Punkt insgesamt noch einmal reden.

Insgesamt geht es schon um den Verweis auf das Grundgesetz, die Bayerische Ver-

fassung und den Rechtsstaat. Es geht um Frieden und Gerechtigkeit. Es geht um Zu-

gang zu allen Bildungseinrichtungen und – das ist ganz wichtig – um die Sprache als

zentrales und verbindendes Element. Das ist für uns FREIE WÄHLER der Wertekon-

sens, und der Wunsch der FREIEN WÄHLER ist, dass er so umgesetzt wird.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dann kommen wir zu einem weiteren Schwachpunkt dieses Gesetzentwurfs der

Staatsregierung. Auf Seite 4 der Drucksache steht: "Durch dieses Gesetz entstehen

den Kommunen keine zusätzlichen Kosten." Wie sieht die Realität aus, meine Damen

und Herren? – Jetzt schon schlagen die kommunalen Spitzenverbände Alarm, und wir

sagen: zu Recht. Das Integrationsgesetz setzt Standards fest, überträgt Aufgaben auf

die Kommunen und erweitert diese Aufgaben noch. So werden zum Beispiel die Trä-

ger von Kindertagesstätten verpflichtet, pädagogisches Personal vorzuhalten, das in-

terkulturelle Kompetenzen weiter fördert. Hierzu sind Zusatzausbildungen nötig, die

mit Mehrkosten verbunden sind. Wer soll diese Mehrkosten bezahlen? – Aber doch

nicht die Kommunen! Auch die Ausweisung von Übergangs- und Berufsintegrationsk-

lassen wird zu einem unkalkulierbaren Kostenrisiko. Auch hier wieder die Frage: Wer

soll das bezahlen? Wir meinen: Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.
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(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Hier sind der Freistaat und natürlich auch der Bund gefordert.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wer bezahlt die Kosten für zusätzliche Plätze in Kindergärten und Schulen? Wer be-

zahlt die Kosten für Sprachunterricht und Integrationskurse? Wer bezahlt die Kosten

für die Koordination von Ehrenamtlichen und Helferkreisen? Wer bezahlt die Kosten

für erweiterte Angebote zu Freizeit und Kultur? – Das muss geregelt werden. Diese

Kosten sollten auf keinen Fall die Kommunen tragen. Heute hat dies Oberbürgermeis-

ter Maly für ganz Bayern gesagt. – Wir FREIE WÄHLER fordern einen Sonderfonds,

ein Sonderstrukturprogramm für Integration in den Kommunen, das alle zusätzlichen

Kosten der Kommunen für die Integration abdeckt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das ist eine zentrale Forderung der FREIEN WÄHLER. Warum fordern wir das? – Die

Kommunen spielen als Motor der Integration eine Schlüsselrolle. Ob Integration ge-

lingt oder nicht, entscheidet sich in den Kommunen. Die Kommunen dürfen bei dieser

Aufgabe nicht alleingelassen werden, nicht personell und vor allem auch nicht finan-

ziell.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Integration ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die der Freistaat und natürlich

auch der Bund finanzieren müssen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Die CSU ist im Freistaat und auch im Bund an der Regierung. Deswegen sagen wir:

Denkt auch an die Kommunen! Sie sind der Schlüssel zur Integration, ohne Wenn und

Aber.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Danke. – Jetzt darf ich für die CSU-Fraktion dem Kolle-

gen Kreuzer das Wort erteilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Thomas Kreuzer (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, Hohes Haus! SPD und

GRÜNE fahren mit Vollgas, aber wie immer oder wie meistens bei ganz verschiede-

nen Themen in die falsche Richtung, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Dies gilt ganz besonders bei der Thematik Migration. Als wir uns vor einem Jahr und

wenige Monate danach über das Thema Zuwanderung unterhalten haben, haben

weder die SPD noch die GRÜNEN überhaupt ein Problem darin gesehen. Ihnen war

gar nicht bewusst, dass wir eine Zuwanderungswelle erleben, die unser Land überfor-

dern wird. Sie haben alle Maßnahmen abgelehnt, die Zuwanderung zu begrenzen,

meine Damen und Herren. Sie haben überhaupt nichts begriffen, manche von Ihnen

bis heute noch nicht.

(Beifall bei der CSU)

Beim Thema Integration war die Linke in Deutschland Jahrzehnte völlig auf dem fal-

schen Dampfer: Deutschkenntnisse zu vermitteln, war "Zwangsgermanisierung". Die

Lösung in der Zusammenarbeit war ein "Multikulti", in dem verschiedene Kulturen ne-

beneinander her leben. Niemand hat gesehen, wie schief dies in anderen Ländern ge-

gangen ist, beispielsweise in Frankreich – mit verheerenden Folgen. Sie waren ver-

kehrt unterwegs – mit Vollgas in die falsche Richtung.

(Beifall bei der CSU)

Herr Rinderspacher, Sie sagen, dieses Integrationsgesetz könnte auch von Rechtspo-

pulisten stammen. Ich weise dies mit aller Schärfe als Unverschämtheit zurück.

(Beifall bei der CSU)
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Sie haben sich offenbar nie die Mühe gemacht, das Programm der AfD zu lesen, um

zu sehen, was dort insgesamt gefordert wird. Die Einzigen, die hier ein Problem mit

Radikalen haben, sind SPD und GRÜNE. Sie haben zu dieser Frage ein Aktionsbünd-

nis mit der LINKEN, mit den extrem linken Postkommunisten in Deutschland gegrün-

det. Sie haben größte Schwierigkeiten, sich nach links abzugrenzen. Sie regieren mit

Postkommunisten in verschiedenen Ländern zusammen – auch die GRÜNEN in Thü-

ringen.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben ein Abgrenzungsproblem, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CSU)

Die CSU hat in ihrer Geschichte immer die Zusammenarbeit mit rechtspopulistischen

und rechten Parteien abgelehnt. Nehmen Sie sich ein Beispiel daran. Sie haben über-

haupt keinen Grund, Steine zu werfen.

(Zurufe von der SPD)

Sie sind diejenigen, die es nicht im Kreuz haben, sich abzugrenzen. Sie steigen der

Macht willen lieber mit Postkommunisten ins Bett, liebe Freunde.

(Beifall bei der CSU – Margarete Bause (GRÜNE): Jetzt wird es unterirdisch!)

Wir haben hier eine ganz klare Linie. Diese heißt: Menschlichkeit in dieser Frage.

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, man kann bei diesen Dingen nicht wegsehen. Deswegen

haben wir immer Unterstützungsmaßnahmen im Ausland befürwortet. Wir waren auch

immer für die Aufnahme von Flüchtlingen in begrenzter Zahl.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Falsch!)
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Wir sind aber auch für eine konsequente Zuwanderungsbegrenzung, wovon Sie über-

haupt nicht reden; denn wir wissen inzwischen, dass Integration nur bis zu einer ge-

wissen Zahl von Flüchtlingen gelingen kann. Einer der bekanntesten Flüchtlinge der

Welt, der Dalai Lama, hat sich geäußert. Er hat gesagt: Es ist richtig, dass Wohlha-

bende eine Verpflichtung haben, aber in Europa, besonders in Deutschland, sind es

heute schon zu viele Flüchtlinge. Deutschland kann kein arabisches Land werden;

Deutschland muss Deutschland bleiben, hat er gesagt. – Meine Damen und Herren,

ich stimme ihm zu.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen konsequent den Aufenthalt derjenigen beenden, die keine Bleibeperspek-

tive haben, und denjenigen, die bei uns bleiben – auf Zeit oder auf Dauer –, müssen

wir Integrationsangebote machen. Wir haben uns wie kein anderes Land engagiert:

550 Millionen Euro für ein Integrationspaket. In den meisten SPD-regierten und grün

regierten Ländern finden Sie in den Haushalten diesbezüglich nur heiße Luft, meine

Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Diesen Weg werden wir fortsetzen. Die Leute sollen eine Chance bekommen. Wir

müssen Integration aber auch einfordern. Es kann nicht dem Belieben des Einzelnen

überlassen sein, ob er sich hier integrieren will oder nicht. Deshalb muss dies ver-

pflichtend sein, und deshalb muss es auch Sanktionen für diejenigen geben, die sich

dieser Integration verweigern, und zwar bis dahin gehend, dass sie dieses Land auch

wieder verlassen müssen.

(Beifall bei der CSU)

Wer nach der Scharia leben will, kann dies nicht in Deutschland tun. Wer dies will,

muss in ein Land gehen, in dem die Scharia gilt, damit wir uns hier ganz richtig verste-

hen.
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(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, wir haben hier ein klares Konzept. Die Opposition hat das

nicht. Die Opposition springt bei diesen Themen. Ihre Haltung ist völlig anders als

noch vor ein paar Jahren. Meine Damen und Herren von der Opposition, wenn Sie

über die Leitkultur reden, habe ich oft den Eindruck, dass viele von Ihnen Bayern ver-

ändern wollen, weil Ihnen die Zustände in Bayern und die Meinung der Bevölkerung

nicht passen. Herr Rinderspacher, das würde mir auch nicht passen, wenn ich auf

15 % zugehe. Deswegen können Sie sich unter Leitkultur und bayerischer Lebensart

ganz wenig vorstellen.

Aber ich sage Ihnen: Wir werden es nicht zulassen, dass sich dieses Land in kurzer

Zeit total verändert. Die Menschen wollen, dass Bayern Bayern bleibt. Die CSU wird

sich dafür einsetzen. Darauf können sich die Menschen in Bayern verlassen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Kolleginnen und Kollegen, bevor wir mit der Debatte

fortfahren, darf ich eine Delegation aus Ägypten begrüßen, die auf der Ehrentribüne

Platz genommen hat. Ich begrüße ganz herzlich Herrn Minister Dr. Moustafa Madbouli

und seine Delegation. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Ich wünsche Ihnen einen guten Aufenthalt und gute Gespräche. Wir wissen: Sie

haben viele Probleme zu lösen. Alles Gute für Sie!

Jetzt darf ich Herrn Kollegen Taşdelen für die SPD-Fraktion das Wort erteilen. Bitte

schön, Herr Kollege.

Arif Taşdelen (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert) Verehrte Präsidentin, liebe Kolle-

ginnen, liebe Kollegen! Herr Zellmeier hat den Pressespiegel angeführt. Ich konnte in

den letzten Tagen dem Pressespiegel entnehmen, dass die CSU davon spricht, dass
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wir in den nächsten Jahren für die Integration mehr ausgeben werden als andere Bun-

desländer. Dabei wurde ein Betrag von über 500 Millionen Euro genannt. Meine sehr

verehrten Damen und Herren, lieber Herr Kreuzer, lieber Herr Zellmeier, davon werden

in den nächsten Jahren 200 Millionen Euro für zusätzliche Staatsbedienstete, inklusive

Lehrerinnen und Lehrer, und 240 Millionen Euro für den Wohnungsbau verwendet.

Artikel 6 Ihres Integrationsgesetzes besagt, dass alle Kinder in Kindertageseinrichtun-

gen zentrale Elemente der christlich-abendländischen Kultur erfahren sollen. Ein zent-

rales Element der christlich-abendländischen Kultur ist die Wahrheit. Wenn wir bei der

Wahrheit bleiben wollen, müssen wir Folgendes sagen: Die CSU hat es in den letzten

Jahren und Jahrzehnten versäumt, den öffentlichen Dienst richtig auszustatten. Dies

gilt vor allem für die Ausstattung der Schulen mit Lehrerinnen und Lehrern.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN – Widerspruch bei der CSU)

Die Polizei fordert schon seit vielen, vielen Jahren mehr Personal. Sie haben die GBW

verhökert. Sie versuchen jetzt, so zu tun, als sei die Aufarbeitung Ihrer Versäumnisse

in den letzten Jahren eine Integrationsmaßnahme.

(Beifall bei der SPD – Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Von welchem Land spre-

chen Sie, Herr Kollege? Bayern ist es nicht! – Ingrid Heckner (CSU): Rot-Grün

hat 16.000 Lehrkräfte abgebaut!)

Das sind die Versäumnisse der letzten Jahre, die Sie zu verantworten haben.

Frau Ministerin Müller, Sie haben die Frage gestellt, warum wir als Opposition diesem

Integrationsgesetz nicht zustimmen könnten. Ich würde ja gerne einem Integrationsge-

setz zustimmen, wenn dieses Gesetz seinen Namen verdienen würde. Ich habe tat-

sächlich dieses Gesetz von vorn bis hinten und von hinten bis vorne gelesen. Ich habe

aber keine zusätzlichen Angebote gefunden, weder für die Aufnahmegesellschaft

noch für die Migrantinnen und Migranten.
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Natürlich wollen wir, dass sich jeder, der zu uns kommt, integriert. Wir erwarten auch

von jedem, der zu uns kommt, dass er sich integriert. Nach unserem Selbstverständ-

nis müssen wir aber Angebote machen, damit sich die Menschen bei uns integrieren

können. Ihr Gesetz ist substanzlos und reine Symbolpolitik.

(Beifall bei der SPD – Ingrid Heckner (CSU): Mein Gott!)

Es schafft keine zusätzlichen Angebote. Das, was Sie als zusätzliches Angebot dar-

stellen, wird unter Vorbehalt gestellt. Das ist eine reine Symbolpolitik. Auf wichtige

Säulen, zum Beispiel auf soziale Gerechtigkeit oder gesellschaftliche und politische

Teilhabe, gehen Sie überhaupt nicht ein. Eine Teilhabe kommt nicht von allein. Das

muss gesetzlich geregelt werden. Darauf gehen Sie überhaupt nicht ein. Deshalb ist

Ihr Entwurf im Grunde genommen auch kein richtiges Gesetz, sondern enthält ledig-

lich irgendwelche symbolpolitischen Parolen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses Gesetz ist der Versuch, Bayern für

Migrantinnen und Migranten unschön zu machen; es gefährdet das gute Miteinander.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER darf ich jetzt

noch Herrn Kollegen Streibl das Wort erteilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Kolleginnen

und Kollegen! Bayern liegt im Herzen Europas, am Kreuzungspunkt vieler Wege und

Einflüsse. Bayern war schon immer ein empfangendes, aber auch ein schenkendes

Land. Bayern war immer schon eng mit dem lateinischen Süden verbunden. Über

400 Jahre lang war der Boden, auf dem wir jetzt stehen, römische Provinz.

Erst im 19. Jahrhundert gab es einen norddeutschen, kleingeistigen Zug, der versuch-

te, Grenzen aufzuzeigen und zu setzen. Dieses Bemühen gipfelte in dem Spruch: Am

deutschen Wesen soll die Welt genesen. Das kann nicht unser Spruch hier sein. Wir

sind geprägt von der Liberalitas Bavarica, von der bayerischen Freizügigkeit und der
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bayerischen Großzügigkeit, wie das seit Mitte des 18. Jahrhunderts über dem Portal

der Kirche in Polling steht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, dieser Geist muss die Integration in Bayern tragen und lei-

ten. Er soll uns auch in der Diskussion hier im Hause tragen und leiten. Integration ist

die Grundvoraussetzung, um das friedliche soziale Zusammenleben in unserem

Lande zu sichern und den Menschen eine Teilhabe in der Gesellschaft zu geben.

Jeder soll den Raum haben, in dem er sich selbst verwirklichen kann. Leben und

leben lassen, das ist der Kern unserer bayerischen Lebensart. Diese zielt darauf ab,

dass wir die Einheit in unserer Gesellschaft erhalten, dass es keine Spaltung in der

Gesellschaft und keine Parallelgesellschaften gibt.

Der Erhalt der bayerischen Freizügigkeit und der Toleranz muss das Ziel aller unserer

Integrationsbemühungen sein. Dieses Ziel fußt letztlich auf den gemeinsamen europä-

ischen Werten, auf der europäischen Wertebasis, die durch vier Merkmale gekenn-

zeichnet ist: Zunächst gilt das Primat der Vernunft, die uns leiten muss. Ebenso gilt die

Achtung vor den individuellen Menschenrechten. Wir leben in einem säkularen Staat,

der weltanschaulich neutral ist. Diese weltanschauliche Neutralität muss gewahrt blei-

ben und von jedem anerkannt werden. Schließlich haben wir einen gesellschaftlichen

Pluralismus, der Toleranz erfordert. Meine Damen und Herren, auf dieser Basis hat

Bayern über die letzten Jahrhunderte hinweg Reichtum an Kultur, Gesellschaft und

Traditionen gepflegt und erhalten.

Diese Spielregeln müssen wir zu unseren Spielregeln machen und zu den Spielregeln

derer, die zu uns kommen. Wo passiert dies? – Das passiert nicht hier im Hohen

Hause, auch nicht in einem Ministerium, sondern vor allem in den Dörfern, in den

Städten und in den Gemeinden. Dort vollzieht sich die Integration. Dort sind die Men-

schen aufgerufen, aufeinander zuzugehen, miteinander zu leben und sich gegenseitig

zu stützen. Dies muss in ein solches Gesetz aufgenommen werden. Dann ist es näm-
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lich egal, welche Kultur letztlich darüber steht. Es wird dann die Kultur des menschli-

chen Miteinanders und des menschlichen Respekts sein. Das muss von jedem ver-

langt und eingefordert werden.

In diesem Sinne finde ich die kommenden Diskussionen spannend. Es wird eine be-

wegte Zeit werden, aber ich hoffe, wir können am Ende etwas Gutes für unser Land

schaffen, wenn wir alle ein Stück weit aufeinander zugehen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN hat noch 1 Minute und 28 Sekunden an Redezeit. Frau Kollegin Kamm

möchte diese Zeit noch nutzen, bitte.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen

und Kollegen, sehr geehrte Frau Ministerin! Um eine gute Integrationspolitik in Bayern

zu machen, müssen wir sachlich sein und bei der Wahrheit bleiben.

(Zurufe von der CSU)

Frau Ministerin, Sie müssten es doch besser wissen. Sagen Sie nicht immer, nach

Bayern seien 1,1 Millionen bzw. über Bayern seien 1,1 Millionen Flüchtlinge eingereist.

Es gab sehr viele Doppelregistrierungen, und es sind sehr viele Menschen durchge-

reist. Das IAB, das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, und das BAMF, das

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, bestätigen gerne, dass es um die

800.000 Menschen waren.

(Josef Zellmeier (CSU): Schönreden und kleinrechnen!)

Da geht es schon los. Bleiben wir bei der Wahrheit, bleiben wir bei der Sachlichkeit!

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Bei der Wahrheit und bei der Sachlichkeit sollten wir auch bleiben, wenn wir den Be-

griff Integration in dem Gesetzentwurf eines Integrationsgesetzes benützen. Was ist

Integration? – Integration ist die Leistung eines Menschen, der zu uns gekommen ist.

Er muss dazu sehr viel tun. Er muss Deutsch lernen und muss sich orientieren. Inte-

gration ist eine irreversible Leistung eines einzelnen Menschen. Letztendlich kann

nicht der Staat integrieren, sondern der Einzelne muss das selbst tun. Dazu müssen

wir einen geordneten Rahmen schaffen. Diesen Rahmen könnte unser Gesetzentwurf

bilden. Der Entwurf Ihres Gesetzes nennt sich etikettenschwindlerisch Integrationsge-

setz, ist aber nur ein Sanktions- und Drohgesetz. Herr Kreuzer, das tut mir schrecklich

leid.

(Beifall bei den GRÜNEN – Thomas Kreuzer (CSU): Mir auch!)

Präsidentin Barbara Stamm: Für die Staatsregierung hat Frau Staatsministerin Mül-

ler um das Wort gebeten. Bitte schön, Frau Staatsministerin.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Frau Präsidentin, liebe Frau

Kamm! Wenn wir von 1,1 Millionen Menschen sprechen, dann sprechen wir dabei von

der Anzahl der durch EASY registrierten Menschen. Im letzten Jahr kamen aber weit-

aus mehr, als registriert worden sind. Die Menschen kamen in Deutschland an, die

meisten davon kamen in Bayern an. Wir in Bayern haben dafür gesorgt, dass die Men-

schen bundesweit und bayernweit verteilt worden sind. Wenn sie in Bayern unterge-

bracht worden sind, dann haben wir dafür gesorgt, dass sie gut untergebracht worden

sind.

(Beifall bei der CSU)

Bayern ist ein weltoffenes und tolerantes Land.

(Beifall bei der CSU)

Wir pflegen in Bayern das Miteinander ganz nach dem Motto: Leben und leben lassen.

Unser Gesetzentwurf spaltet nicht, sondern führt die Menschen zusammen. Ich ver-
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wahre mich gegen eine Aussage, wonach wir mit der Umsetzung des Gesetzentwurfs

Menschen erster und zweiter Klasse schaffen würden. Dagegen verwahre ich mich

entschieden.

(Beifall bei der CSU)

Menschen, die zu uns kommen und bei uns bleiben, wollen wir integrieren. Das habe

ich gesagt, und so wollen wir das mithilfe dieses Gesetzes auch handhaben. In

Deutschland und in Bayern kann ein Mensch leben, wie er will, aber natürlich nach be-

sonderen Regeln und Gesetzen; das ist doch keine Frage. Sie haben vorhin negativ

über unsere Leitkultur gesprochen und gleichzeitig von einem Wertekern gesprochen.

Da frage ich mich, worin der Unterschied bestehen soll.

Ich möchte aber ganz klar sagen: Was bedeutet die Umsetzung des Gesetzentwurfs?

Was bedeutet "Fördern und Fordern"? – Das sind zwei Seiten einer Medaille. Es ist

doch ganz klar: Integration ist keine Einbahnstraße. Derjenige, der sich integrieren

will, muss auch eine Leistung erbringen.

(Beifall bei der CSU)

Auch das Integrationsgesetz des Bundes macht viele Leistungen von der Teilnahme

an Integrationsangeboten abhängig. Ich finde das auch richtig. Im Bundesgesetzbuch

sind auch Sanktionen vorgesehen, wenn eine solche Teilnahme nicht gegeben ist. Mir

berichten viele, die Sprachkurse abhalten, am Anfang seien 20 Personen angemeldet

und zum Schluss seien nur noch zwei anwesend. Das ist doch keine Art und Weise!

Deswegen sind auch Pflichten für diejenigen vorgesehen, die sich bei uns integrieren

wollen.

(Beifall bei der CSU)

Wenn wir von "Fördern" reden, dann muss ich sagen, dass wir auch jetzt schon enorm

viel fördern und das auch in der Zukunft tun werden. Wir haben ein Sonderprogramm

mit dem Titel "Zusammenhalt fördern, Integration stärken" aufgelegt und mit der riesi-
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gen Geldsumme von fast 550 Millionen Euro hinterlegt, davon 17 Millionen Euro für

Sprachkurse sowie für Bildung und Ausbildung. Ich möchte auch sagen, dass es drin-

gend erforderlich ist, neue Lehrer einzustellen. Auch das tun wir. Bayern hat allein

über den Nachtragshaushalt fast 1.100 Planstellen sowie rund 600 Beschäftigungs-

möglichkeiten für Lehrkräfte zusätzlich geschaffen. Das ist eine gewaltige Leistung,

die der Freistaat Bayern erbringt, und das macht kein anderes Bundesland in

Deutschland.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Staatsministerin, lassen Sie eine Zwischenfrage

der Frau Kollegin Kamm zu?

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): – Nein. – Wir haben auch einen

Pakt mit der Wirtschaft, der Integration durch Arbeit beinhaltet. Es sind 60.000 Plätze

– Praktika, Ausbildungsplätze – bis zum Jahr 2019 vorgesehen. Das ist doch ein Fun-

dament, auf dem aufgebaut werden kann. Wir wollen den Menschen, die bei uns sind,

eine Möglichkeit zur Integration bieten. Die Sprache ist für die Integration zentral, und

deshalb setzen wir alles daran, dass die Menschen, die bei uns bleiben wollen,

Sprachkompetenz erwerben und unsere Sprache sprechen können, damit man sich

gegenseitig besser verstehen kann.

Wichtig ist auch, in der Zukunft Mietwohnungen anzubieten. Derzeit werden viele Men-

schen anerkannt. Bereits jetzt sind 26.000 Flüchtlinge bei uns in Bayern arbeitslos ge-

meldet. Das bedeutet, dass die Betroffenen anerkannt sind, und sie sind so weit, eine

Arbeit zu wollen. Dafür müssen wir die Voraussetzung schaffen. Das tun wir. Deswe-

gen ist "Fördern und Fordern" wichtig. Falls dies nicht erfüllt wird, müssen auch Sank-

tionen möglich sein. Dazu stehen wir, und deswegen ist dieses Gesetz dringend erfor-

derlich.

(Beifall bei der CSU)
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Präsidentin Barbara Stamm: Frau Staatsministerin, vielen Dank. Würden Sie bitte

noch einmal an das Rednerpult kommen für eine Zwischenbemerkung der Frau Kolle-

gin Bause? – Bitte schön, Frau Kollegin.

Margarete Bause (GRÜNE): Frau Ministerin, Sie haben gesagt, Ihr Gesetz schaffe

nicht Menschen erster und zweiter Klasse. Wie würden Sie es denn bezeichnen, wenn

den einen Kindern der Besuch der Schule erlaubt wird, während anderen Kindern der

Besuch der Schule verboten ist? – Sie beschreiben in Artikel 17a des Gesetzentwurfs

explizit, dass Kinder, die in Ausreisezentren leben müssen, von der Schulpflicht ent-

bunden sind. Das bedeutet im Klartext, dass sie nicht in die Schule gehen dürfen. Aus

meiner und unserer Sicht ist das ein ganz eindeutiger Verstoß gegen die UN-Kinder-

rechtskonvention.

Wie würden Sie es beschreiben, wenn Sie eine bestimmte Gruppe von Ausländern,

nämlich die Nicht-EU-Ausländer, in Bezug auf den Besuch einer öffentlichen Einrich-

tung wie eines Schwimmbades oder einer Bibliothek unter Vorbehalt stellen? -Die eine

Gruppe von Ausländern darf in die Einrichtung, während die andere Gruppe dies nicht

darf. Insofern schaffen Sie Menschen erster und zweiter Klasse. Das ist das große

Problem Ihres Gesetzentwurfs: Sie schaffen Menschen erster und zweiter Klasse und

spalten damit die Gesellschaft.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Die Schulpflicht ist gesetzlich ge-

regelt. Nach drei Monaten Aufenthalt sind die Kinder schulpflichtig. In Bamberg und

Manching haben wir eine niederschwellige Beschulung, wohl wissend, dass die Kinder

in ihre jeweiligen Heimatländer wie den Westbalkan, den Senegal oder in sonstige si-

chere Herkunftsländer zurückgeführt werden.

Als zweiten Punkt haben Sie die Schwimmbäder angesprochen. Das bewegt Sie of-

fenbar alle. Junge Frauen fühlen sich sicherer, wenn zum Beispiel Menschen aus an-

deren Herkunftsländern darüber unterrichtet sind und werden, wie man miteinander
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umgeht und dass man Frauen mit Toleranz, Akzeptanz und Wertschätzung behandeln

muss. Wenn jemand unsere Kultur und unsere Leitkultur nicht kennt, muss man ihn in-

formieren und aufklären, damit es nicht zu Übergriffen kommt.

(Beifall bei der CSU – Natascha Kohnen (SPD): Was ist eine Leitkultur? – Zurufe

von den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Zwar sind Zwischenrufe erwünscht, aber kein ständiges

Hineinschreien. An diesem Punkt sind wir angelangt. – Herr Kollege Professor Piazo-

lo, Sie haben das Wort.

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN)

– Nein, ich lasse das nicht zu. Ich bitte, auf den Stil in diesem Plenum zu achten. Un-

sere Arbeit wird beobachtet. Deshalb lege ich großen Wert auf einen guten Umgang

miteinander. Bitte schön, Herr Kollege Professor Piazolo.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, ich ver-

suche, mich bei meiner Zwischenbemerkung und meinen Fragen an den Stil, zu dem

Sie aufgerufen haben, zu halten. Meine erste Frage betrifft die Leitkultur. Wenn ich

das Gesetz richtig verstehe, geht es von einer bayerischen Leitkultur aus. Ich bitte um

eine Erläuterung in zwei bis drei Sätzen, was eine bayerische Leitkultur über die Be-

stimmungen der Bayerischen Verfassung und der Sprache hinaus ist.

Meine nächste Frage bezieht sich auf Artikel 10 "Rundfunk und Medien". Vorher ist

schon gesagt worden, dass Sie mit dem Integrationsgesetz Rundfunk und Medien zur

Leitkultur verpflichten wollen. Dabei geht es nicht nur um den Bayerischen Rundfunk,

sondern um alle Medien, die dem Bayerischen Mediengesetz unterliegen. Das sind

übrigens auch Rundfunkanstalten, die ihren Sitz in Bayern haben, aber in ganz

Deutschland ausstrahlen. Sollen nach Ihrer Auffassung Sender wie Sky, die zwar in

Bayern ihren Sitz haben, aber deutschlandweit ausstrahlen, die bayerische Leitkultur

verkünden? Ist das der Sinn des Gesetzes, wie Sie es sich vorstellen?
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Zur Leitkultur möchte ich etwas

Grundsätzliches sagen. Dabei handelt es sich um die Grundregeln des gelingenden

Miteinanders. Ich möchte Ihnen sagen, dass es die typische bayerische Leitkultur

nicht gibt. Dabei handelt es sich um eine Leitkultur, die wir uns in Deutschland gege-

ben haben. Dazu gehören Offenheit und Toleranz.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Wer hat sich die gegeben? Wer sind wir?)

– Sie, ich und wir alle.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Ich weiß nichts davon!)

– Dann tut es mir leid, wenn Sie keine Leitkultur haben.

(Beifall bei der CSU)

Für uns gehören die Würde des Menschen, die Toleranz, die Offenheit, die Freiheit der

Person sowie die Gleichheit und Gleichberechtigung aller Menschen dazu. Jeder Ein-

zelne hat das Recht auf ein selbstbestimmtes, aber selbst verantwortetes Leben.

(Natascha Kohnen (SPD): Das steht im Grundgesetz und in der Verfassung!)

– Das mag sein. Wir haben das jetzt in der Präambel festgeschrieben. Es schadet mit

Sicherheit nicht, diese Themen noch einmal festzuschreiben – unter anderem auch

die Religionsfreiheit.Der Wertekern, von dem Frau Bause spricht, ist nichts anderes

als unsere Leitkultur. Ich muss mich schon sehr wundern.

(Beifall bei der CSU – Margarete Bause (GRÜNE): Nein!)

Präsidentin Barbara Stamm: Mir liegt eine weitere Meldung zur Zwischenbemerkung

von Herrn Kollegen Rinderspacher vor. Bitte schön.
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Markus Rinderspacher (SPD): Frau Ministerin, ich habe noch eine Nachfrage. Sie

haben die Frage von Frau Kollegin Bause mit Blick auf Artikel 17a – das ist der

Schwimmbad-Paragraf – nicht wirklich beantwortet. Sie haben völlig zu Recht gesagt,

dass wir erwarten, dass man sich in unseren Schwimmbädern an Regeln hält. –

Selbstverständlich, da wird niemand widersprechen. Deshalb haben die Kommunen

entsprechende Schwimmbadsatzungen formuliert, aus denen unmissverständlich her-

vorgeht, was man im Schwimmbad darf und was nicht. Jetzt setzen Sie Sonderregeln

für bestimmte Gruppen obendrauf. Gehen Sie davon aus, dass der spanische Mann,

der französische Mann, der Pfälzer, also ich, oder der Schwabe anders mit Frauen im

Schwimmbad umgeht als beispielsweise der ägyptische Minister, der heute mit seiner

ägyptischen Delegation bei uns zu Gast ist, oder die 700.000 amerikanischen Touris-

ten?

(Widerspruch bei der CSU)

Warum schaffen Sie diese Sondergesetzgebung, die zwischen Menschen unterschei-

det, denen man offensichtlich trauen kann, und Menschen, denen man misstrauen

muss? Was hat Sie dazu veranlasst, mit der Formulierung von Artikel 17a bestimmte

Gruppen unter Generalverdacht zu stellen? Diese Gruppen müssen stärker kontrolliert

werden, andere werden durchgelassen.

(Beifall bei der SPD – Thomas Kreuzer (CSU): Kölner Domplatte!)

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Mir ist es ein Anliegen, dass sich

Frauen beim Schwimmen nach wie vor kleiden können, wie sie wollen – egal, ob sie

wenig oder viel anhaben. Das ist völlig egal.

(Beifall bei der CSU)

Jemand, der aus einem anderen Kulturkreis mit einer völlig anderen Identität zu uns

kommt, muss unter anderem wissen, wie es bei uns zugeht.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Frankreich!)
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Wenn unsere Frauen in Schwimmbäder gehen, sollten sie keine Bedenken haben,

dass ihnen etwas widerfahren könnte. Das ist unsere Auffassung.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit

ist die Aussprache geschlossen. Ich schlage vor, die Gesetzentwürfe dem Ausschuss

für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration als federführendem Aus-

schuss zu überweisen. Besteht damit Einverständnis? – Das ist der Fall.

(Zuruf des Abgeordneten Franz Schindler (SPD))

Wer ist dagegen? – Eine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das

bei einer Gegenstimme so beschlossen.
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